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Bearbeiter/in  

 

Beratungsfolge Termin Beratungsaktion 
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Antrag Bündnis 90 Die Grünen 
hier: Elektrofahrzeuge im Stadtgebiet Grünberg 
 
Beschlussvorschlag: 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 

1. Der Magistrat wird beauftragt, die wirtschaftlichen und technischen Voraussetzungen für die 
Errichtung von Lademöglichkeiten für Elektrofahrzeuge im Stadtgebiet von Grünberg, vor-
zugsweise an der B49 oder am Hegweg, zu prüfen und die Ergebnisse der Stadtverordne-
tenversammlung zur weiteren Entscheidung vorzulegen. 

2. Sämtliche Möglichkeiten, Fördermittel zu erhalten, (Bund, Land, u.a.) sind zu prüfen. Eben-
so sind die Möglichkeiten einer wirtschaftlichen und technischen Zusammenarbeit mit der 
OVAG zu prüfen. 

 
Begründung: 

Angesichts der verstärkt in der Öffentlichkeit geführten Diskussion um die Einführung von Elektro-
autos, bedarf es einer Infrastruktur, die einen deutlichen Anreiz zum Kauf eines Elektroautos bie-
tet. Politik und Autoindustrie formulieren öffentlich, dass sie verstärkt Elektroautos fördern bzw. 
deren Entwicklung vorantreiben werden. 
Dieser positiven Entwicklung muss der Beginn des Aufbaus einer entsprechenden Infrastruktur 
vorausgehen. Besonders geeignet sind Orte, die eine unmittelbare Anbindung an die Altstadt ha-
ben. (Während des Ladevorgangs in der Altstadt einkaufen und Erledigungen machen). Wenn es 
keine Ladestationen gibt, wird es auch keine Elektroautos geben. Hier gilt es anzusetzen und mit 
positivem Beispiel voranzugehen. 
 
Anlage(n): 
(1) Bündnis 90 Die Grünen; Antrag Elektrofahrzeug  
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